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Regierungsrat 

 
 

Luzern, 19. August 2014  

 

ANTWORT AUF ANFRAGE A 536 

 

 
Nummer: A 536 
Protokoll-Nr.: 856 
Eröffnet: 27.05.2014 / Finanzdepartement 
 
 

Anfrage Roth David über die Präzisierung der Stellungnahme zum Postulat 

P 475 

 
A. Wortlaut der Anfrage 
 
Bei der Stellungnahme zur Antwort auf Postulat P 475 zur Rechtfertigung der Abgangsent-
schädigung beziehungsweise Lohnfortzahlung von Bernard Kobler hat der Regierungsrat 
den Artikel 339b aus dem Obligationenrecht ins Feld geführt. Dies ist irritierend. Dieser Arti-
kel regelt ausdrücklich Abgangsentschädigungen. Der Regierungsrat betonte allerdings 
mehrmals, dass es sich bei der Abfindung von Kobler nicht um eine Abgangsentschädigung 
handle. 
Zudem kommt OR 339b landläufig nur bei Leuten zur Anwendung, welche über keine Pensi-
onskasse verfügen. So schreiben die Anwälte Bürgi und Nägeli zu diesem Thema: 
«Abgangsentschädigungen (i. e. S.), nach OR 339b ff. 
Das Gesetz (OR 339b ff.) gewährt Arbeitnehmern, die 
– mindestens 50 Jahre alt sind und 
– eine mindestens 20-jährige Betriebszugehörigkeit ausweisen können, 
eine Abgangsentschädigung von 
– mindestens 2 Monatsgehältern 
– bis ermessensweise 8 Monatslöhnen {OR 339c Abs. 2). 
Seit Einführung der obligatorischen beruflichen Vorsorge beziehungsweise der vollen Frei-
zügigkeit ist die praktische Bedeutung der Abgangsentschädigung gering. Einzig bei Arbeit-
nehmern wie Teilzeitmitarbeitern, die der geringen Lohnsumme wegen dem Obligatorium 
nicht unterstehen, kann noch eine Abgangsentschädigung geschuldet sein.»1 
Auf die Frage, was genau dieser Artikel 339b mit der Abgangsentschädigung zu tun haben 
soll, antwortete Regierungsrat Marcel Schwerzmann nicht. 

 
Dies ist der Grund für diese Nachfrage: 
1. Handelt es sich bei der Lohnfortzahlung von Bernard Kobler um eine Abgangsentschädi-

gung? 
2. Inwiefern kann sich Bernhard Kobler bei seiner Lohnfortzahlung auf den Bundesartikel 

339b berufen? 
 
1
 www.entlassung.ch/zeit-zwischen-kuendigung-und-austritt/finanzielle-folgen-der-kuendigung/ 

abgangsentschaedigungen-ies-nach-or-339b-ff 

 
Roth David 
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B. Antwort Regierungsrat 
 
Mit dem erwähnten Postulat 475 wurde unser Rat aufgefordert, via Eignerstrategien Ab-
gangsentschädigungen, Lohnfortzahlungen und ähnliche Praxen bei Abgängen von Füh-
rungskräften in Unternehmen mit kantonalen Beteiligungen zu verhindern. Das Postulat ver-
langte eine Regelung für alle Organisationen mit kantonalen Beteiligungen und eine entspre-
chende Ergänzung der rund 50 Eignerstrategien.  
 
In der Antwort auf das Postulat 475 haben wir aufgezeigt, dass Abgangsentschädigungen an 
sich nichts Anrüchiges oder gar Illegales sind. Abfindungen oder Lohnfortzahlungen ent-
springen der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers und können als Überbrückungshilfe oder der 
Anerkennung dienen beziehungsweise soziale Härten mildern. Ein Verbot von Abgangsent-
schädigungen für alle Organisationen mit kantonaler Beteiligung, wie es der Postulant forder-
te, erachten wir nach wie vor für nicht gerechtfertigt und unverhältnismässig.  
 
Zwar ist in der Begründung zur Forderung des Postulats 475 der Rücktritt von Bernard Kob-
ler als CEO der LUKB erwähnt. Die Rückschlüsse des Anfragers aus der generellen Antwort 
zur Postulatsforderung auf einen konkreten Einzelfall sind jedoch nicht korrekt.  
 
 
Zu Frage 1: Handelt es sich bei der Lohnfortzahlung von Bernard Kobler um eine Abgangs-
entschädigung? 
 
Nein. Bernard Kobler erhält von der LUKB keine Abgangsentschädigung und auch kein vari-
ables Salär (Bonus) mehr. Das Anstellungsverhältnis zwischen der LUKB und Bernard Kob-
ler dauert bis längstens Ende Januar 2015 fort. Damit verbunden sind gesetzliche und ver-
tragliche Rechte (u. a. Lohn) und Pflichten (u. a. Arbeitsleistung und Treuepflicht).  
 
 
Zu Frage 2: Inwiefern kann sich Bernhard Kobler bei seiner Lohnfortzahlung auf den Bun-
desartikel 339b berufen? 
 
Gar nicht. 
 
Börsenkotierte Unternehmen wie die LUKB müssen seit dem 1. Januar 2014 die Vorschriften 
der "Verordnung gegen übermässige Vergütungen bei börsenkotierten Aktiengesellschaften 
(VegüV)" erfüllen. Demnach sind Abgangsentschädigungen für Mitglieder der Geschäftslei-
tung, die vertraglich vereinbart oder statutarisch vorgesehen sind, unzulässig. 
Aber auch vor dem 1. Januar 2014, also vor dem Inkrafttreten der VegüV, hätte Bernard  
Kobler die Voraussetzungen für Art. 339b OR nicht erfüllt. Dieser setzt ein Arbeitsverhältnis 
von mindestens 20 Dienstjahren voraus, was bei Bernhard Kobler nicht zutrifft. 


